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Döring: „Über-50-Jährige unverzichtbar für die Sicherung unseres Wohlstandes“

Ende des „Jugendlichkeitswahns“ angemahnt

„Rente mit 60 ein Irrweg" 

12-Punkte-Katalog vorgelegt

Der stellvertretende Ministerpräsident und Wirtschaftsminister des Landes Baden-Württemberg, Walter Döring, hat heute eine faire Behandlung aller Generationen gefordert. 

„Ich finde es unerträglich, dass in unserer Gesellschaft so getan wird, als seien Menschen über 50 Jahre weder leistungsfähig noch leistungswillig. Hier wird eine Altersgruppe pauschal diskriminiert, die mit zu den Leistungsträgern unserer Wirtschaft und Gesellschaft gehört,“ so Döring.

Angesichts der demografischen Entwicklung müssten insbesondere die Fähigkeiten der Über–50-Jährigen in Wirtschaft und Gesellschaft viel stärker genutzt werden. In den letzten Jahren habe es einen regelrechten Trend zur Frühverrentung gegeben. Dadurch sei das durchschnittliche Renteneintrittsalter auf knapp 60 Jahre gefal​len, was die Rentenversicherung und andere soziale Sicherungssysteme enorm be​laste. Dies sei zugleich ein schwerwiegender Belastungsfaktor für die weitere wirt​schaft​liche Entwicklung, der sich auch durch immer neue Ökosteuerrunden nicht ab​mildern lasse. 

„Von 1.096.289 Rentnern in Deutschland sind 1999 über 800.000 vor dem 65. Lebensjahr in den Ruhestand gegangen (knapp 80 %). Die Rente mit 60 war und ist ebenso ein Irrweg wie die massenhafte Frühverrentung,“ so Döring.

Deshalb müssten Politik und Wirtschaft radikal umsteuern. Der mittle​ren und älteren Generation müsse im allgemeinen Bewusstsein wieder einen gebüh​renden Platz im Wirtschaftsleben eingeräumt werden.

Döring: „Es war einer der folgenschwersten Irrtümer der letzten drei Jahrzehnte, die ältere Generation trotz vielfach guter Qualifikation zunehmend aus dem Arbeitsmarkt zu drängen. Der vorgezogene Ruhestand ist dabei zu einer Mitursache für die Arbeitslosigkeit worden. Dies hat dazu geführt, dass heute über 40 Prozent aller Arbeitslosen in Ba​den-Württemberg älter sind als 50 Jahre und weitere 10 Prozent der Arbeitslosen zwischen 45 und 50 Jahre alt sind. Im Jahr 1974 waren in Baden-Württemberg 176.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 60 Jahre und älter. Dies entsprach einem Anteil von 5,2 Prozent an der Gesamtzahl aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Dagegen gab es 1998 bei gestiegener Einwohnerzahl nur noch 92.000 Beschäftigte in der Altersgruppe 60 Jahre und älter. Der Anteil dieser Altersgruppe an der Gesamtbeschäftigung ist damit auf 2,5 Prozent geschrumpft. Dazwischen, im Jahr 1994, lag dieser Anteil sogar nur bei 2,2 Prozent. 

Diese Verschwendung von produktiven Potenzialen unserer Wirtschaft können wir uns nicht länger leisten. Es ist absurd, das Lebensalter zum Negativkriterium im Wirtschaftsleben hochzustilisieren. Vielmehr gilt: Die Leis​tung zählt! Es gibt unzählige Beispiele für enorm leistungsfähige Menschen, die älter sind als 50 Jahre. In diese Altersgruppe fallen die meisten Konzernlenker ebenso wie zigtausend erfolgreiche mittelständische Unternehmer oder selbständige Handwerker, Facharbeiter, Freiberufler und Landwirte. 

In den alten Bundesländern sind 23,6 Prozent aller Selbständigen 55 Jahre und älter. Weitere 26,6 Prozent gehören zu der Altersgruppe zwischen 45 und 54 Jahren. Diese Zahlen lassen sich auch auf Baden-Württemberg übertragen. Zahlreiche Beispiele belegen: Wir brauchen die Über-50-Jährigen in allen Bereichen unserer Wirtschaft.“

Der Wirtschaftsminister warnte in diesem Zusammenhang vor einem dramatischen Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials auf Grund der absehbaren demografischen Entwicklung. Nach einer aktuellen Projektion des Nürnberger Instituts für Arbeitsmarkt- und Be​rufsforschung aus dem Jahr 1999 geht das Erwerbspersonenpotenzial in Deutsch​land, das sich aus den Erwerbstätigen, den registrierten Arbeitslosen und der sog. „Stillen Reserve“ zusammensetzt, ohne Zuwanderung bei gleichbleibender Erwerbs​quote von heute 40,4 Millionen auf 38,5 Millionen im Jahr 2010, 28,8 Millionen im Jahr 2030 bis auf 24,8 Millionen im Jahr 2040 zurück. Dies bedeute zwischen heute und dem Jahr 2040 einen Rückgang um 38,6 Prozent.

Döring: „Anders als von vielen Zukunftsforschern behauptet, geht in Deutschland nicht die Arbeit  aus, vielmehr gehen uns die Arbeitskräfte aus. Die vorliegenden Zahlen müssen alle Entscheidungsträger wachrütteln. Fehlende Arbeitskräfte werden langfristig zur größten Gefahr für unseren Wirtschafts- und Investitionsstandort. Ohne konsequente Gegenmaßnahmen wird sich unser er​reichter Wohlstand nicht halten lassen.“

Wie er weiter ausführte, wird sich der Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials abmildern lassen, wenn es der Politik endlich gelingt, sich auf ein langfristig ange​legtes Zuwanderungskonzept zu einigen. Nach den IAB-Projektionen könne der Rückgang beim Erwerbspersonenpotenzial bei einer jährlichen Nettozuwanderung von 200.000 Personen und einer erhöhten Erwerbsquote bis zum Jahr 2020 weitge​hend vermieden werden. In den Jahren danach werde sich gegenüber dem Szenario ohne Zuwanderung ein deutlich verlangsamter Rückgang ergeben, so dass unter diesen Voraussetzungen im Jahr 2040 ein Erwerbspersonenpotenzial von 33,8 Milli​onen vorhanden wäre. 

So zentral wichtig die Zuwanderungsfrage auch sei, so müsse auch zur Kenntnis genommen werden, dass bei allen Szenarien die Bedeutung der Über-50-Jährigen in den kommenden Jahrzehnten enorm wachse. Auf Grund der vorgegebenen demogra​fischen Entwicklung werde der Anteil der Altersgruppe „50 Jahre und älter“ am Er​werbspersonenpotenzial ausgehend von einem 23-Prozent-Anteil im Basisjahr 1996 bis zum Jahr 2020 um rund 10 Prozentpunkte steigen und auch danach langfristig nicht mehr unter die 30-Prozentmarke fallen.

Döring: „Die Herausforderungen der Zukunft müssen unsere Unternehmen zuneh​mend auch mit älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bewältigen. Nach der Be​völkerungsprognose des Statistischen Landesamts wird die Erwerbsbevölkerung in Baden-Württemberg im Jahr 2003 - also im Grunde schon 'übermorgen' - erstmals mehr Personen über 40 Jahre umfassen als unter 40-Jährige.“

Entgegen diesen Trends habe die Erwerbstätigkeit älterer Arbeitnehmer in Deutsch​land über viele Jahre hinweg abgenommen. So habe die Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen, d.h. der Anteil der Erwerbstätigen an der gesamten Bevölkerung der Altersgruppe, im Jahr 1999 in Deutschland lediglich 39 Prozent betragen. Damit liege Deutschland im hinteren Drittel aller OECD-Staaten. Die entsprechenden Quo​ten beliefen sich in der Schweiz auf 72 Prozent, in Japan auf 63 Prozent und in den USA auf 58 Prozent. Auffällig sei, dass die Arbeitslosenquote in Ländern mit einer hohen Erwerbsquote deutlich niedriger sei als in Deutschland. So habe die Arbeitslo​senquote im Jahr 1999 in der Schweiz 3,1 Prozent, in Japan 4,7 Prozent und in den USA 4,2 Prozent betragen, während sich die Quote in Deutschland auf 8,7 Prozent belief. 

Damit zeige der internationale Vergleich, dass zwei Thesen in fataler Weise falsch seien, die die Poli​tik über viele Jahre hinweg geprägt hätten. Dies sei zum einen die These, dass eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit Arbeitslosigkeit schaffe. Die andere falsche These unterstelle, dass mehr Jobs für Ältere zu Lasten der Jüngeren gingen. Diese Thesen seien genauso falsch wie die These, dass der Abbau von ​

Überstunden zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit führe.

Vor diesem Hintergrund forderte Döring, die ältere Generation wieder viel stärker in den Arbeitsmarkt einzubeziehen, um dem Mangel an Fach- und Arbeitskräften zu begegnen und die sozialen Sicherungssysteme in Ordnung zu bringen. Dabei sei ein gemeinsames Handeln von Politik, Wirtschaft und den älteren Menschen selbst not​wendig. Schließlich ändert sich vieles gleichzeitig, wenn die Gesellschaft altert: 

Kranken- und Pflegeversicherung müssen sich ebenso umstellen wie Universitäten, die wegen Nachwuchsmangels ihre Weiterbildungsofferten verstärken werden. Innen​politisch müssen rasch Regeln für den Zuzug von Arbeitskräften gefunden werden. Die Verteilungsdebatte wir neu geführt werden müssen, die Generationen-gerechtigkeit wird zum geistigen Leitmotiv des gerade angebrochenen Jahrhunderts. In mindestens sechs Politikbereichen ist das Prinzip der Generationengerechtigkeit relevant: Umweltpolitik, Finanzpolitik, Rentenpolitik, Arbeitsmarktpolitik, Bildungspolitik und Jugendpolitik. Generationengerecht ist eine Gesellschaft dann, wenn sie finanzpolitisch, sozial und ökologisch nachhaltig ist. 

Döring schlug – um dem aktuellen wirtschaftlichen und sozialem Wandel gerecht zu werden – konkrete Maßnahmen „für die ältere Generation“ vor:

1. Verstärkte Einstellung von älteren Arbeitnehmern

Döring appellierte an alle Unternehmen, die Berufserfahrung älterer Arbeitsloser zu nutzen und ihnen neue Einstellungschancen zu geben. Damit könne auch ein wichti​ger Beitrag zu der Behebung des Fachkräftemangels geleistet werden. So seien 1999 bundesweit rund 57.000 Ingenieure arbeitslos gemeldet gewesen. Dabei seien in Westdeutschland 59 Prozent der arbeitslosen Ingenieure älter als 45 Jahre gewesen, 1992 habe der Anteil dieser Altersgruppe erst 35 Prozent betragen. In den neuen Bundesländern seien mittlerweile sogar 71 Prozent der stellenlosen Ingenieure älter als 45 Jahre, fast dreimal so viele wie 1992.

Der baden-württembergische Wirtschaftsminister verwies in diesem Zusammenhang auf die vorbildliche Aktion des Unterneh​mens Fahrion Engineering in Markgröningen. Dieses mittelständische Unternehmen habe in einer Stellenanzeige unter der Überschrift „Mit 45 zu alt – mit 55 überflüs​sig?“ ausdrücklich auch ältere Arbeitslose eingeladen, sich um die ausgeschriebenen Stellen als Meister, Techniker und Ingenieure zu bewerben. Nach Aussagen des Firmeninhabers seien auf die Anzeige bereits zahlreiche vielversprechende Zu​schriften von älteren Arbeitslosen eingegangen.

Dieses Beispiel sollte nach Dörings Auffassung möglichst viele Nachahmer finden.

2. Imagekampagne für ältere Beschäftigte

Döring forderte die Bundesregierung dazu auf, gemeinsam mit den Bundesländern, der Arbeitsverwaltung sowie bekannten Persönlichkeiten der Wirtschaft eine Imagekampagne zugunsten des Einsatzes älterer Beschäftigter zu starten. Damit sollten die Leistungsfähigkeit und die besonderen Stärken älterer Menschen massiv in das öffentliche Bewusstsein gerückt werden. Dieser Bewusstseinswandel sei unverzichtbar, wenn man bedenke, dass beispielsweise in Baden-Württemberg ab dem Jahr 2003 erstmals mehr Personen mit 40 Jahren und älter im Land leben als Menschen unter 40 Jahren.

3. Bessere Weiterbildung für Ältere

Um die Beschäftigungschancen für Ältere zu verbessern, müssten zusätzliche Anstrengungen in der Weiterbildung dieser Personengruppe unternommen werden. Denn lebenslanges Lernen sei eines der hervorstechenden Merkmale unserer Wissensgesellschaft.

Derzeit lasse die Bereitschaft zur Aus- und Weiterbildung mit zunehmendem Alter deutlich nach. Während laut Statistischem Bundesamt in Deutschland 1998 über 40 Prozent der 20 – 25-Jährigen an Weiterbildungsmaßnahmen teilnahmen, habe der Anteil bei den über 55-Jährigen nur bei einem Prozent gelegen. 

Dieses Gefälle sei jedoch nicht zwingend. In Ländern wie den USA, Schweden und Dänemark gehe die Beteiligung an der Weiterbildung mit zunehmendem Alter deutlich weniger stark zurück als in Deutschland. 

4. Internet- und Sprachschulen für Ältere

Um die Weiterbildung von Älteren voranzubringen müssten ganz neue Weiterbildungsangebote für diese Personengruppe geschaffen werden. Besondere Schwerpunkte müssten dabei die Schulung von Internetkenntnissen, der Softwareanwendung und der Sprachkompetenz sein. Dabei sollten auch Schulen, Fachhochschulen und Hochschulen einbezogen werden, die im Rahmen ihrer zunehmenden Autonomie spezielle Angebote entwickeln könnten. Sie seien zukünftig - durch die Abnahme der Zahl der Studienanfänger - dazu in der Lage solche Angebote zu unterbreiten.

Durch die bessere Nutzung der Bildungsinfrastruktur und die Verbesserung des Humankapitals älterer Menschen könnten damit zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen werden.

5. Virtuelle Universität für Ältere

Die Multimedia- und Kommunikationstechnologien böten, so Döring weiter, völlig neue Lehr- und Lernformen. Sie ermöglichten ein räumlich sowie zeitlich flexibles, individualisiertes und bedarfsorientiertes Lernen durch die konsequente Nutzung neuer Medien. Deshalb müsse diese Entwicklung genutzt werden und - über die im Rahmen der Landesinitiative „Zukunftsoffensive Junge Generation“ bereits angegangenen Projekte zur „Virtuellen Hochschule“ an den verschiedenen Hochschulstandorten im Land hinaus - eine von der Wirtschaft getragene Virtuelle Universität speziell für ältere Arbeitnehmer in Baden-Württemberg installiert werden.

Döring: „Den überwiegenden Teil ihres Studiums arbeiten die älteren Studierenden einer Virtuellen Universität, wo immer sie wollen: zu Hause, auf Reisen, im Büro oder an anderen Orten. Der Personalcomputer spielt hierbei eine entscheidende Rolle, der Rechner ist zugleich Anbieter von Lehrmaterial, Experimentierumgebung, Bibliothek, Auskunftsterminal und Kommunikationszentrum."

Die Virtuelle Universität sei eine konsequente Antwort auf die Anforderung der heutigen Berufswelt. Sie solle nicht nur Studienabschlüsse ermöglichen, sondern zugleich auch Träger von komplexen Weiterbildungskursen sein. 

Döring: „Der Bildung und der Weiterbildung kommen - wie bereits festgestellt - zentrale Schlüsselstellungen zu. Bildung ist immer weniger an eine Lebensphase gebunden und begleitet das Leben der Menschen in verschiedenartigen Formen in der Jugend, im Erwerbsleben, in expliziten Weiterbildungszeiten und auch im Alter. Das bedeutet, dass nicht weniger, sondern mehr für die Bildung getan werden muss.

Die Virtuelle Universität ermöglicht neue Formen von Bildungsangeboten. Sie ermöglicht auch, dass ältere Menschen besser und flexibler auf das Anforderungsprofil der Berufswelt reagieren können. Angesichts der wirtschaftlichen Veränderung und der demographischen Entwicklung müssen neue Instrumente - wie die Virtuelle Universität - eingesetzt werden, damit vorhandene Potenziale besser gefördert und genutzt werden können."

6. Einrichtung spezieller Arbeits-Vermittlungsagenturen für ältere Erwerbspersonen

Nach Dörings Einschätzung erfordert die Vermittlung älterer Erwerbspersonen in neue Arbeitsverhältnisse ein spezielles Know-how, das eine zielgerichtete Beratung sowohl der älteren Erwerbspersonen als auch der Unternehmen ermögliche.  So müssten die individuellen Biografien und die daraus folgenden Möglichkeiten, Chancen und Begrenzungen im Einzelfall noch intensiver analysiert und bewertet werden als bei jüngeren Arbeitssuchenden. Die allgemeinen Dienststellen der Arbeitsverwaltung könnten dies kaum leisten, da diese sich vor allem um die „einfacheren“ Fälle jüngerer Arbeitssuchender konzentrierten und für die aufwendigere Beratung Älterer kaum Zeit fänden. Deshalb müssten spezielle Vermittlungsagenturen für ältere Erwerbspersonen geschaffen werden. Am besten sei es, wenn sowohl die Arbeitsverwaltung als auch private Anbieter solche Vermittlungsleistungen anbieten würden. Denn von dem dadurch entstehenden Wettbewerb um die besten Vermittlungsergebnisse würden vor allem die älteren Arbeitssuchenden profitieren.

7. Weiterentwicklung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente

„Ältere Arbeitslose sind im Vergleich zu jüngeren Arbeitslosen dem Risiko eines längeren Verbleibs in der Arbeitslosigkeit ausgesetzt. Es ist deshalb ein Hauptziel arbeitsmarktpolitischer Intervention, die Attraktivität für ältere Arbeitslose zu erhöhen, z.B. durch Verbesserung ihrer Qualifikation und neue Arbeitserfahrungen, um auf diese Weise das Vertrauen der potenziellen Arbeitgeber in sie zu verbessern", so Döring.

Da ältere Arbeitslose am Ende der Warteschlange für Einstellungen der Arbeitgeber stehen, reichen zusätzliche Anreize (z. B. Lohnsubvention) oft nicht aus, um ihre Einstellungschancen wesentlich zu verbessern. 

Nach § 218 SGB III (früher § 97 des Arbeitsförderungsgesetzes) können die Arbeitsämter für Arbeitnehmer, die das 55. Lebensjahr vollendet haben und vor Beginn des Arbeitsverhältnisses langzeitarbeitslos (über 12 Monate arbeitslos) oder innerhalb der letzten 12 Monate mindestens 6 Monate arbeitslos gemeldet waren, einen Eingliederungszuschuss gewähren. Die Förderhöhe darf im Regelfall 50 % des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts, die Förderungsdauer im Regelfall 24 Monate nicht übersteigen. In begründeten Fällen kann die Förderhöhe auf bis zu 70 % erhöht und die Dauer verlängert werden.

Da die finanzielle Ausstattung des Programms sehr begrenzt ist, wird die maximal zulässige Höhe der Förderung von den Arbeitsämtern im Regelfall nicht ausgeschöpft, um eine höhere Zahl an Betroffenen fördern zu können. In der Praxis liegen daher die Zuschüsse meist bei 30 - 40 % des Arbeitsentgelts und werden für 3 - 4 Monate gewährt. In Baden-Württemberg werden Eingliederungszuschüsse für ältere Arbeitnehmer mit einem Gesamtvolumen von 66,7 Mio. DM finanziert. 

Döring: „Insgesamt werden in Baden-Württemberg nur etwa 5000 ältere Arbeitslose durch Eingliederungszuschüsse gefördert. Das Programm ist vom Volumen her mit 66,7 Mio. DM eindeutig zu gering ausgestattet. Häufig reichen die Lohnsubventionen in Höhe von 30 % nicht aus, um die Attraktivität des Programms zu gewährleisten. Hier sollte mindestens eine Verdopplung des Mittelansatzes auf 134 Mio. DM angestrebt werden, die sich auf Grund veränderter Arbeitsmarktbedingungen (die auch mehr Geld in die Kassen der Arbeitsämter bringen werden) darstellen lassen würden.

Wenn man die Bedeutung der Instrumente der Arbeitsmarktpolitik für ältere Arbeitnehmer vergleicht, so zeichnen sich zunächst die Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen durch eine besonders geringe Teilnahme älterer Arbeitsloser aus. Die Gründe für diesen Umstand könnten in der mit dem Alter zunehmenden Abneigung gegen einen grundlegenden Berufswechsel liegen, in der Ausrichtung der meisten Programme auf die Bedürfnisse und Fähigkeiten jüngerer Arbeitnehmergruppen oder in einer negativen Einschätzung der späteren Vermittlungsaussichten durch die programmdurchführenden Instanzen oder den älteren Arbeitslosen selbst."

Die Diskriminierung der älteren Arbeitnehmer im Zusammenhang mit den Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen müsse beendet werden, so Döring weiter. 

„Die einzelnen Maßnahmen sollten phantasievoll und kreativ auf das Lebensalter abgestellt sein, so dass sich die Einstellungschancen älterer Arbeitnehmer verbessern, damit diese Problemgruppen des Arbeitsmarktes an neuen technologischen Entwicklungen partizipieren können und sich so qualifizieren, dass die Arbeitsmarktchancen deutlich verbessert werden. Die derzeit praktizierte passive Problembewältigungsstrategie zur Sicherung des Lebensunterhalts durch Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe muss ersetzt werden durch eine aktive Reintegrationspolitik. Deshalb muss die Bundesregierung die bestehenden Instrumente der Arbeitsmarktpolitik auf den Prüfstand stellen und den neuen gesellschaftspolitischen und technologischen Gegebenheiten anpassen", so der Wirtschaftsminister.

8. Abbau der Subventionierung von Frührenten

Die niedrige Erwerbsquote der über 55-Jährigen in Deutschland (im Alter von 55 – 60 waren 1998 nur noch 79,1 % der Männer erwerbstätig, im Alter von 60 – 65 sogar nur noch 30,1 %; bei den Frauen zwischen 55 und 60 Jahren belief sich die Erwerbsquote auf 55,9 % und zwischen 60 und 65 auf 12,2 %; zwischen 50 und 55 Jahren lag die Erwerbsquote 1998 bei den Männern noch bei 91,2 % und bei den Frauen bei 70,1 %) hängt nach Dörings Einschätzung damit zusammen, dass es nach wie vor ganz erhebliche Anreize und Schlupflöcher für eine Frühverrentung gebe. Dies belege insbesondere die Kluft zwischen der gesetzlichen Regelaltersgrenze von 65 Jahren in der Renten​versicherung und dem tatsächlichen durchschnittlichen Renteneintrittsalter von 60 Jah​ren im Jahr 1999. Trotz der in den letzten Jahren erfolgten Korrekturen in der Rentenversicherung seien die Rentenabschläge bei einer Früh​rente nach wie vor relativ gering. Dies gelte gleichermaßen bei der Beamtenversorgung:

So müsse ein Mann, der mit 63 statt mit 65 Jahren in Rente gehe, zwar Abschläge von 7,2 Prozent an seiner Rente über die gesamte Rentenlaufzeit in Kauf nehmen. Verglichen mit einem Renteneintritt mit 65 Jahre beziehe dieser Mann jedoch 24 Monate länger Leistungen der Rentenversicherung. Erst nach rund 25 Jahren, d.h. ab einem Lebensalter von 90 Jahren würden die Gesamtleistungen aus der Rentenversiche​rung beim vorgezogenen Renteneintritt niedriger als bei einem Rentenbeginn mit 65 Jahren. Trotz gestiegener Lebenserwartung sei damit ein vorgezogener Rentenein​tritt in den allermeisten Fällen im Hinblick auf das Lebenszeit-Rentenein​kom​men im​mer noch recht attraktiv. Dies gelte um so mehr, als auch bei vorgezogenem Ren​teneintritt anrechnungsfreie Hinzuverdienstmöglichkeiten gegeben seien. Faktisch gebe es bei uns immer noch eine Subventionierung von Frührenten.

Um die Frühverrentung zu begrenzen und damit das durchschnittliche Rentenein​trittsalter zu erhöhen, schlug Döring vor, die Anreize für eine Frühverrentung weiter zu reduzieren. So sollten die Rentenabschläge bei vorgezogenem Rentenbeginn nach versicherungsmathematischen Kriterien erhöht werden. Die Abschläge müssten so bemessen werden, dass im statistischen Durchschnitt die gesamten Rentenleistungen bei vorgezogenem Rentenbeginn um die reduzierten Beitragszahlungen niedriger sind als bei regulärem Rentenbeginn. Dies müsse insbesondere auch für die Renten wegen Arbeitslosigkeit gelten, die bereits mit 60 Jahren in Anspruch genommen werden können.

Dabei müsse es bei den Abschlägen unterschiedliche Risikoklassen geben, um dem unterschiedlichen Gesundheitszustand bei Renteneintritt Rechnung zu tragen. Denn bei schwerer gesundheitlicher Beeinträchtigung müsse auch künftig die Solidargemeinschaft zum Ausgleich bereitstehen. Dies könne dazu führen, dass kranke Frührentner künftig einen höheren Rentenanspruch haben als heute.  

Durch eine Umkehrung des Trends zur Frühverrentung, könnten die Sozialkassen und die Arbeitskosten wirksam entlastet werden. Wenn es gelinge, das durchschnitt​liche Renteneintrittsalter um ein Jahr zu erhöhen, so werde dies zu einer Einsparung von 1,5 Beitragspunkten in der gesetzlichen Rentenversicherung führen. Jedes Programm zur Reduzierung der Frühverrentung sei im Hinblick auf Wachstum und Beschäftigung wirksamer als die Scheinverbilligung der Rente durch die Ökosteuer.

9. Subventionierung der Rentenversicherung durch die Ökosteuer stoppen

Döring kritisierte die Bundesregierung, die auf eine Subventionierung der Rentenver​sicherung durch das Aufkommen der Ökosteuer setze.  Damit sei dem Problem der übermäßigen Frühverrentung nicht beizukommen. Durch die Ökosteuer würden die Kosten der Rentenversicherung für die Wirtschaft und die Beschäftigten verschleiert, die Rentenversicherung erscheine billiger als sie tatsächlich sei.

„Bei der Rentenversicherung könnten die Beitragszahler stärker entlastet werden als derzeit geplant. Bisher drückt die Bundesregierung die Beiträge durch die Öko-Steuer, die zum Teil in die Rentenkasse fließen. So finanzieren Bürger und Unternehmen die Beitragssenkungen selbst, indem sie an anderer Stelle belastet werden.

Durch die Querfinanzierung werden die Rentenbeitragssätze auch ohne Reform weiter sinken - in 2001 bleiben sie zwar noch auf 19,3 % wie in diesem Jahr, 2002 werden es 19,1 % sein und 2003 dann 19, 2 %, wie Franz Ruland, Geschäftsführer des Verbandes der Deutschen Rentenversicherungsträger, ausgerechnet hat.

Bei dieser "aus der rechten Tasche in die linke Tasche"-Masche trickst die Regierung allerdings zu Lasten des Bürgers. Die Öko-Steuer-Belastung steigt, doch die Lohnnebenkosten sinken nicht so stark wie versprochen. Seit Einführung der Öko-Steuer hat Finanzminister Eichel andere Überweisungen an die Rentenkasse zusammengestrichen. Den Bundeszuschuss hat er gesenkt und die Rentenbeiträge für Arbeitslose, Wehrpflichtige und Zivildienstleistende gekürzt. Fast 6 Mrd. DM zahlt er so pro Jahr weniger. Eichel saniert den Haushalt zu Lasten der Öko-Steuer - und der Rentenbeitragszahler. Wenn die Öko-Steuer vollständig verwendet würde, dürfte der Beitragssatz in 2001 nur bei 18,9 % liegen und 2002 bei 18,6 %.“

Die Öko-Steuer erzeugt Kosten-Illusionen, die den notwendigen Handlungsdruck für eine durchgreifende Rentenreform schwächen. Zugleich belastet die Öko-Steuer massiv vor allem unsere mittelständische Wirtschaft, kostet Arbeitsplätze für alle Generationen und macht die Familien als eigentliche Verlierer des bisherigen Rentensystems zusätzlich zu Zahlmeistern einer verfehlten Rentenpolitik. Deshalb müssen jetzt alle weiteren Öko-Steuer-Runden sofort gestoppt werden. 

10. Mittelfristige Erhöhung der Regelaltersgrenze in der Rentenversicherung und bei den Beamtenpensionen 

Nach Auffassung des baden-württembergischen Wirtschaftsministers liegt das Kernproblem der Rentenversicherung in der drastischen Erhöhung der Rentenbezugsdauer, die teilweise von der Politik selbst verursacht sei und außerdem mit der gestiegenen Lebenserwartung zusammenhänge. So habe die durchschnittliche Rentenbezugsdauer 1960 bei ca. 11 Jahren gelegen. Dagegen liege sie heute bei knapp 17 Jahren. Die Rentenlaufzeiten des Jahres 1960 würden bei gleichem Leistungsrecht heute zu einem Beitragssatz von 13,5 Prozent statt der aktuellen 19,3 Prozent führen.   

Döring: „Die durchschnittliche Rentenbezugsdauer in Deutschland ist zu lang. Rein kosmetische Operationen reichen hier nicht mehr aus. Die Politik muss den Mut haben zu sagen, dass wir mittelfristig um eine Anhebung der Altersgrenze bei der Rente nicht herum kommen.“

Nach seinen Angaben geht auch der Wirtschaftsweise und Rentenberater der Bundesregierung, Prof. Bert Rürup, davon aus, dass spätestens bis zum Jahr 2030 das gesetzliche Renteneintrittsalter auf 67 Jahre steigt. 

Döring: „Es ist der Baby-Boomer-Generation der fünfziger und sechziger Jahre nicht zuzumuten, dass ihr heute die Kosten mangelnden Reformwillens in der Rentenpolitik aufgebürdet werden, während für diese Generation ein späterer Renteneintritt so sicher wie das Amen in der Kirche ist. Eine solche Doppelbelastung wäre ein klarer Verstoß gegen die Generationengerechtigkeit. Entsprechendes gilt auch bei den Beamtenpensionen. Die Gehaltsabschläge der Beamten zum Aufbau eines Pensionsfonds reichen keinesfalls aus, um die enormen Versorgungslasten in den Griff zu bekommen.“  

Die ehrliche Lösung dieser Fragen könne nur lauten: mittelfristige Erhöhung der Regelaltersgrenze bei Rente und Pensionen. Die Regelaltersgrenze sollte von den "Berufsbiographien abhängig sein, so dass z. B. ein Berufstätiger, der seit seinem 16. Lebensjahr gearbeitet hat, früher in Rente gehen kann als eine Person, die erst mit 30 Jahren in den Erwerbsprozess einsteigt.

Nur so könne die notwendige Klarheit geschaffen werden, die zugleich ein Befreiungsschlag für die Beschäftigungschancen älterer Menschen sein könne. Denn wer heute schon wisse, dass sein Arbeitsleben länger andauere, werde mehr in seine Beschäftigungsfähigkeit, in das eigene Humankapital, investieren.

11. Rentenzuschläge bei einer Beschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus

Döring schlug weiter vor, dass sich eine Beschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus in einer höheren Rente niederschlagen müsse. 

„Es soll Arbeitswilligen nicht nur erlaubt, sondern auch versüßt werden, bis ins hohe Alter einer bezahlten Beschäftigung nachzugehen,“ so der Wirtschaftsminister.

Gegenwärtig könnten Rentner bei einem Renteneintritt ab 65 Jahren zwar unbegrenzt hinzuverdienen, die Rente erhöhe sich aber durch eine längere Beschäftigung nicht. Diese Regelung komme hauptsächlich dem Fiskus zugute, der auch nach der Steuerreform auf Grund der weiterhin hohen Grenzsteuersätze einen wesentlichen Teil solcher Einkünfte für sich beanspruche. Besser sei ein System, bei dem sich eine längere Beschäftigung zu erhöhten Rentenansprüchen führe. Dabei solle der volle Rentenanspruch erst bei dem tatsächlichen Ende der Beschäftigungszeit entstehen. Dafür sollten aber die monatlichen Rentenleistungen durch Rentenzuschläge, die nach versicherungsmathematischen Kriterien berechnet sind, erhöht werden. 

12. Abbau von Senioritätsprivilegien

In der Tarifpolitik wie im Arbeits- und Sozialrecht gelte: Je älter die Arbeitnehmer sind, desto teurer und desto besser geschützt sind sie. Die Verdienste in Deutschland seien vergleichsweise wenig erfolgsorientiert und würden noch immer besonders Alter und Dauer der Betriebszugehörigkeit der Beschäftigten belohnen. Und auch Manteltarife, Kündigungsschutz- und Betriebsverfassungsgesetz nähmen besondere Rücksicht auf die älteren und langjährigen Mitarbeiter. Dies verteuere es für die Betriebe, sich im Fall der Fälle von diesen Beschäftigten zu trennen, und erschwere damit zugleich die Einstellung von älteren Arbeitskräften. Damit seien viele der prinzipiell gut gemeinten Schutzvorschriften eine Beschäftigungsbremse für ältere Arbeitssuchende, die es zu lockern gelte.

Döring abschließend: „Wir müssen in Deutschland von der bequemen Vorstellung Abschied nehmen, dass ältere Menschen im Arbeitsleben nicht mehr gebraucht würden. Denn ohne die ältere Generation sind die Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte nicht zu bewältigen. Wir können den Stellenwert älterer Menschen in der Arbeitswelt und im gesellschaftlichen Ansehen aber nur dann steigern, wenn sich alle bewegen: die Politik, die Wirtschaft, die Jüngeren und auch die älteren Menschen selbst, die vielfach an einem vorgezogenen Ruhestand interessiert sind. Wenn wir Erfolg haben, werden jedoch alle profitieren. Deshalb lohnt sich der Einsatz für neue Chancen der älteren Generation.“

